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1. Ziel, Zweck und Gegenstand des Planverfahrens 

Für den Ortsteil Felser der Gemeinde Hellenthal wurde am 15.09.2003 eine Ortslagenabrun-
dungssatzung aufgestellt. Dieser Satzung war der Bebauungsplan „Felser und Felserhof“ aus 
dem Jahr 1963 vorausgegangen, welcher vom Rat der Gemeinde Hellenthal am 21.08.2008 
formell aufgehoben wurde. Die Ortslagenabrundungssatzung wurde mit Satzung vom 
08.06.2004 um einzelne Außenbereichsgrundstücke erweitert. Eine vorherige Abgrenzung 
und Abrundung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils erfolgte am 11.04.2000 unmittel-
bar anschließend an den damaligen o.g. Bebauungsplan. Dieser Bereich ist damit ebenfalls 
Bestandteil der Ortslagenabrundungssatzung von Felser. Eine erste Änderung dieser Sat-
zung erfolgt im vorliegenden Verfahren.  

Ziel der 1. Änderung der Ortslagenabrundungssatzung ist die planungsrechtliche Anpassung 
eines Teilbereichs an die bestehende und auch zukünftig beabsichtigte Wohnnutzung. An-
lass für das Planverfahren ist ein aus der Bürgerschaft hervorgegangener Wunsch nach einer 
klaren und dauerhaften Sicherung der Wohnfunktion in dem betreffenden Bereich. 

Die Fläche befindet sich im Südwesten von Felser zwischen der Bestandswohnbebauung 
Felser 42 und Felser 83. Sie umfasst Teile der Flure 56, 57 und 59 in der Gemarkung Hel-
lenthal. Die Fläche ist aktuell größtenteils mit Wohnhäusern bebaut. Der Änderungsbereich 
befindet sich gänzlich innerhalb des „im Zusammenhang bebauten Ortsteils“ (sog. „Innenbe-
reich“) Felser gemäß § 34, Abs. 4, Satz 1, Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB). Die Abgrenzung 
des „im Zusammenhang bebauten Ortsteils“ ist mit ihrer Umgrenzungslinie –nachrichtlich – 
in die zum jetzigen Änderungsverfahren gehörige Kartendarstellung übernommen, welche 
Bestandteil der Satzung wird. Der insgesamt umfasste Flächenumgriff ist in der zur 1. Ände-
rung der Ortslagenabrundungssatzung gehörigen Karte, im Maßstab 1 : 5.000, mit einer äu-
ßeren Linie abgegrenzt sowie mit einer Schraffur gekennzeichnet. Die Flächengröße beträgt 
rd. 4,7 ha. 

Zweck der Planänderung ist es, die städtebauliche Entwicklung geordnet zu steuern und die 
Wohn- und Aufenthaltsqualität nachhaltig zu sichern. Durch die Festsetzung eines Reinen 
Wohngebiets (WR) sollen Nutzungskonflikte vermieden und schädliche Umwelteinwirkungen, 
insbesondere durch Lärm, Gerüche oder zusätzlichen Liefer- und Verkehrslärm auf ein wohn-
verträgliches Maß begrenzt werden. Damit wird ausgeschlossen, dass sich in dem Ände-
rungsbereich gewerbliche Nutzungen oder gemischte Bauformen entwickeln, die der vorge-
sehenen Wohnnutzung widersprechen. So wird ein ruhiges, sicheres und gesundes Woh-
numfeld gewährleistet. 

Die Änderung der Ortslagenabrundungssatzung dient somit der Sicherung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung der Ortslage Felser im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB. 

In seiner Sitzung am 26.02.2026 hat der Rat der Gemeinde Hellenthal den Aufstellungsbe-
schluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB gefasst und beschlossen, die Öffentlichkeit sowie die Behör-
den und sonstige Träger öffentlicher Belange, gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs.2 
BauGB zu beteiligen. Gemäß öffentlicher Bekanntmachung vom 19.03.2026 lagen die Plan-
unterlagen in der Zeit vom 20.03.2026 bis zum 21.04.2026 öffentlich aus. Insgesamt gingen 
17 Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ein. Aus der 
Öffentlichkeit ging keine Stellungnahme ein. 

Der Rat der Gemeinde Hellenthal hat in seiner Sitzung vom 07.05.2026 die 1. Änderung der 
Ortslagenabrundungssatzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Felser beschlos-
sen. Aufgrund eines formalen Fehlers in der Bekanntmachung muss die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB wiederholt werden.  
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2. Planungsrechtliche Rahmenbedingungen 

Gemäß § 34, Abs. 4, Satz 1, Nr. 1 BauGB kann die Gemeinde die Grenzen für im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile festlegen. Diese Abgrenzung bleibt durch die 1. Änderung unver-
ändert und wird lediglich textlich in den Festsetzungen angepasst. Für die Änderung müssen 
dennoch die Voraussetzungen für die Aufstellung (und Änderung) von Satzungen gem. § 34 
Abs. 5 BauGB erfüllt sein.  

Eine geordnete städtebauliche Entwicklung muss gewährleistet sein (§ 34, Abs. 5, Satz 1, 
Nr. 1 BauGB), was im vorliegenden Fall erfüllt wird: Auf Ebene des Flächennutzungsplans ist 
der Änderungsbereich gem. § 1 Abs. 1 BauNVO größtenteils als „Wohnbaufläche“ dargestellt. 
Randliche Bereiche im Westen und Osten des Änderungsbereiche sind als „Gemischte Bau-
flächen“ dargestellt. Teile der hinteren Grundstücksbereiche sind als „Fläche für die Land-
wirtschaft“ dargestellt (siehe Abbildung). Im Zuge der zeitnah geplanten Überarbeitung des 
gesamten Flächennutzungsplans durch die Gemeinde Hellenthal wird die Darstellung ent-
sprechend der Satzungsänderung angepasst.  

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Hellenthal  

Da es sich bei der Änderung der Ortslagenabrundungssatzung um die Sicherung des Be-
standes handelt, wird somit auch die geordnete städtebauliche Entwicklung in Felser gesi-
chert. Der Änderungsbereich umfasst lediglich Grundstücke mit Bestandsbebauung. Daher 
bleibt auch die Erschließung über die bestehende Straße „Felser“ gesichert.  

Der betroffene Bereich liegt gemäß dem Landschaftsplan „Hellenthal“ des Kreises Euskir-
chen vom 27.12.2005 innerhalb der Ortslage und damit außerhalb von Schutzgebietsdarstel-
lungen. Nahezu umfassend grenzt an das Landschaftsschutzgebiet 2.2-5 „Wildenburger 
Hochfläche“ an. Das Orts- und Landschaftsbild bleiben in der vorgeprägten Situation unver-
ändert und werden daher hier nicht beeinträchtigt. 
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Abbildung 2: Gültiger Landschaftsplan "Hellenthal" (Stand: Dez. 2005) 

Als weitere Voraussetzungen darf keine Zulässigkeit von umweltverträglichkeitsprüfungs-
pflichtigen Vorhaben begründet werden oder Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Er-
haltungsziele und des Schutzzwecks von „FFH“- (Fauna-Flora-Habitat-) Gebieten oder Vo-
gelschutzgebieten bestehen (§ 34, Abs. 5, Satz 1, Nrn. 2 u. 3 BauGB i.V.m. § 50 BNatSchG). 
Diese Voraussetzungen werden hier erfüllt, da das Plangebiet angrenzend, jedoch außer-
halb, des Landschaftsschutzgebiets 2.2-5 „Wildenburger Hochfläche“ und ca. 300 m vom 
nächstgelegenen Naturschutzgebiet 2.1-6 „Bünnbachtal“ gelegen ist. Im Umkreis von 300 m 
finden sich keine FFH- oder Natura 2000-Gebiete. Das Plangebiet liegt im Deutsch-Belgi-
schen Naturpark Hohes Venn – Eifel (NTP-008) und im Landschaftsraum Rureifel.  

3. Textliche Festsetzungen zur Zulässigkeit von Vorhaben 

Im Text der 1. Änderung der Ortslagenabrundungssatzung wird für den Änderungsbereich 
als Art der baulichen Nutzung „Reines Wohngebiet“ gem. § 3 BauNVO festgesetzt. Damit soll 
die bestehende Wohnnutzung gesichert werden, um die Wohn- und Aufenthaltsqualität zu 
erhalten. Durch die Festsetzung eines Reinen Wohngebiets (WR) sollen Nutzungskonflikte 
vermieden und schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere durch Lärm, Gerüche oder 
zusätzlichen Liefer- und Verkehrslärm, ausgeschlossen bzw. auf ein wohnverträgliches Maß 
begrenzt werden. 

4. Auswirkungen der Planung 

4.1 Verkehrstechnische Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Die verkehrstechnische Erschließung sowie die Ver-/Entsorgung (hinsichtlich Wasser, Ab-
wasser, Strom, Telekommunikation) des Änderungsbereiches ist durch den Bestand weiter-
hin gewährleistet. Die Änderung der Satzung verursacht keine bauliche Änderung.  

4.2 Umweltverträglichkeit, Artenschutz 

Mit der Änderung der Gebietskategorie innerhalb der bestehenden Ortslagenabrundungssat-
zung entsteht keine zusätzliche Versiegelung, die nicht ohnehin durch eine Bebauung 
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innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils Felser möglich wäre. Grundsätzlich ist 
sogar davon auszugehen, dass die Fläche der Versiegelung durch ein Reines Wohngebiet 
(vorwiegend Einfamilienhäuser) geringer ist als bei einer gemischten Bebauung mit einzelnen 
Gewerbebetrieben.  

Der Änderungsbereich liegt außerhalb von Schutzgebietsdarstellungen. Nahezu umfassend 
grenzt an das Landschaftsschutzgebiet 2.2-5 „Wildenburger Hochfläche“ an. Eine Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes ist ausgeschlossen. 

Die Auswirkungen auf die Umwelt wurden in einer Artenschutzrechtlichen Vorprüfung auf 
potentiell zu berücksichtigende planungsrelevante Arten untersucht und dargelegt. Die ASVP 
fasst die Untersuchung wie folgt zusammen: Es sind keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG zu befürchten. Eine vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände (ASP II) oder die 
Aufstellung von Vermeidungsmaßnahmen sind daher im Rahmen der 1. Änderung der Orts-
lagenabrundungssatzung von Felser nicht erforderlich. 

In Abstimmung mit der UNB wurde für die Änderung statt eines Umweltberichtes mit land-
schaftspflegerischem Begleitplan eine Beschreibung der Ausgleichregelung (Kurzfassung) 
erstellt. Die Änderung der Ortslagenabrundungssatzung lässt insgesamt keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen erwarten. Da durch die Planung keine zusätzlichen Ein-
griffe vorbereitet oder ermöglicht werden, ist nicht mit einem Kompensationsdefizit zu rech-
nen. Eine Kompensation durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen ist daher nicht erforder-
lich. 

5. Weitere Auflagen, Kennzeichnungen und Hinweise 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Gemeinde 
Hellenthal als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425/9039-0, 
Fax: 02425/9039-199, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstellen sind zu-
nächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für 
den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 1, Untergrundklasse R (= Gebiete mit fels-
artigem Gesteinsuntergrund) gemäß der „Karte der Erdbebenzonen und geologischen Unter-
grundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1:350.000, Bundesland Nordrhein-Westfalen 
(Juni 2006). Karte zu DIN 4149 (Fassung April 2005).“ Die in der DIN 4149 genannten bau-
technischen Maßnahmen sind bei der Bebauung der Plangebietsflächen zu berücksichtigen.  

Eine Baugrunduntersuchung nach den Vorgaben der DIN 1054 wird empfohlen. (Bezugs-
quelle für DIN-Normen (Hrsg.): Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin (Tel.: 030/2601-0; Fax: 
030/2601-1260)) 

Bei einem eventuellen Auffinden von Kampfmitteln (Bombenblindgängern, Munition, o. ä.) 
während späterer Erdbauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustel-
len und die nächstgelegene Polizeidienststelle, die zuständige Ordnungsbehörde oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) zu verständigen. 

Am westlichen Rand des Änderungsbereichs verläuft im Bereich der Adresse „Felser 71“ eine 
110-kV-Hochspannungsfreileitung. Somit liegt der Änderungsbereiches teilweise im 2 x 16,00 
m = 32,00 m bzw. 25,00 m +16,00 m = 41,00 m breiten Schutzstreifen dieser Hochspan-
nungsfreileitung. Die Leitung ist in der beigefügten Übersichtskarte zur Satzungsänderung 
dargestellt. 
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Abbildung 3: 110-kV-Hochspannungsfreileitung Wollenberg - Jünkerath mit Schutzstreifen  
(Westnetz GmbH, 30.03.2026) 

Mit der 1. Änderung der Ortslagenabrundungssatzung Felser bleibt die Bestandssituation un-
verändert bestehen, da im Satzungstext lediglich die Art der baulichen Nutzung geändert 
wird. Mit der Satzungsänderung werden keine neuen Konflikte verursacht.  

Folgende Hinweise sind bei Planungen im Bereich der Leitung zu beachten:  

Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen 
der Hochspannungsfreileitung bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der Westnetz GmbH 
Bauunterlagen (Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur 
Prüfung und abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung mit 
dem Grundstückseigentümer/Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen 
der Zustimmung der Westnetz GmbH. 

Weiterhin wird drauf hingewiesen, dass es durch die 110 kV-Leitung im nahen Umfeld der 
Leitung zu Lärmimmissionen kommen kann.  

Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen werden, die 
eine Endwuchshöhe von maximal 5,00 m erreichen. In den Randbereichen bzw. außerhalb 
der Leitungsschutzstreifen dürfen nur Gehölze zur Anpflanzung kommen, die in den End-
wuchshöhen gestaffelt sind. Anderenfalls wird eine Schutzstreifenverbreiterung erforderlich. 
Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende Höhe 
erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer/den Bauherrn auf seine 
Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen.  

Diese Begründung wird der Satzung gemäß § 34, Abs. 5, Satz 4, HS 2 BauGB beigefügt. 

 

Bearbeitet im Auftrag der Gemeinde Hellenthal 

Stand: Mai 2026 

 


